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Verliert die SVP einen Sitz?
Schmerzliche Verluste für die Rechten, Gewinne für die Umweltparteien: Das prognostizieren die Schweizer Medien  
für die eidgenössischen Wahlen im Herbst. Doch wie sieht die Situation im Kanton Bern aus? 

von Rebecca Holzer

EIDGENÖSSISCHE WAHLEN 2019, 
Kann die SVP im Berner Oberland 
wie bisher auf ihre loyale Wäh-
lerschaft zählen? Im Gespräch 
mit Politikwissenschaftler Marc 
Bühlmann zeigt sich, dass noch 
nichts in Stein gemeisselt – und 
bei voreiligen Schlüssen Vorsicht 
geboten ist.
 
Bei den Wahlen im Herbst  
steht dem Kanton Bern  
ein Nationalratssitz weniger zu.  
Welche Partei wird diesen verlieren?
Marc Bühlmann: Bei den letzten 
eidgenössischen Wahlen erhielten 
die SVP und die SP Restmandate, 
die in den Medien gerne «Wackel-
sitze» genannt werden. Im Ver-
hältnis zu den Wähleranteilen le-
ben die beiden Parteien gemein-
sam mit der GLP, die auch dank 
Listenverbindungen zwei Sitze in-
nehat, über ihren Verhältnissen. 
Aufgrund der Themenkonjunk-
tur wird die GLP wohl eher keinen 
Sitz verlieren, besonders auch in 
Anbetracht dessen, dass Kathrin 
Bertschy für den Ständerat kan-
didiert, was dank hoher Medien-
präsenz Zusatzstimmen bringt. 
Kontextuell müsste man eher da-
von ausgehen, dass die BDP unsi-
cher unterwegs ist. Einerseits tritt 
Hans Grunder als Nationalrat zu-
rück, andererseits wurde Heinz 
Siegenthaler 2015 nicht wieder-
gewählt, sondern ist nur nachge-
rückt. 

Hat die BDP es verpasst,  
sich zu positionieren?
Neue Parteien haben es schwie-
rig, wenn sie keine Themen für 
sich beanspruchen können. Die 
jüngsten Schweizer Parteien sind 
die GLP und die BDP. Die GLP 
entstand, weil es im Segment zwi-
schen Liberalismus und grüner 
Politik nichts gab. Mit ihr bildete 
sich ein Angebot für wirtschafts-
freundliche Klimaschützer, wo-
für eine klare Nachfrage vorhan-
den ist. Auch die anderen Parteien 
bieten mögliche Lösungen zu «ih-
ren» Themen: die SVP auf die Mi-
grationsfrage, die SP in der So-
zialpolitik, die FDP für die Wirt-
schaftspolitik, die Grünen in der 
Umweltpolitik. Die CVP bringt 
mit dem Stichwort Familienpoli-
tik zwar keine zusätzlichen Wäh-
ler an die Urne, ist aber als Kom-
promisspartei sehr wichtig. Und 
die BDP? Sie entstand aus einem 
parteiinternen Streit, nicht aus 
Nachfrage – wenn man nett, gut 
und langweilig ist, ist es schwie-
rig, sich als Partei zu verkaufen. 

Als «Nette» bezeichnete  
die SVP jüngst Ihre politischen  
Gegner – dargestellt als Würmer. 
Viele sehen dies als Verzweiflungs­
tat. Muss die Partei Angst  
vor den Wahlen haben?
Hier ist die Frage: Was läuft in den 
Medien und was ist tatsächlich 
relevant in der Bevölkerung?  Es 
stimmt, dass in den Medien über 
den Klimawandel zurzeit häufig 
berichtet wird – und dazu brennt 
auch noch der Amazonas. Dem-
entsprechend liest man, dass die 
Grünen wohl gewinnen und zule-
gen werden. Da muss ich als Poli-
tikwissenschaftler allerdings den 
Mahnfinger heben; was heisst 
das, die Grünen gewinnen? Man 
muss dies für die Kantone einzeln 
betrachten. Im Kanton Bern, der 

ja einen Sitz verliert, haben es die 
Grünen – wie jede andere Partei 
– extrem schwer, ein Mandat da-
zuzugewinnen. Wir können da-
von ausgehen, dass jede Partei 
eine Basiswählerschaft hat. Im 
Berner Oberland wählt diese die 
SVP; die Partei ist im Dorf ver-
ankert. Sie vertritt konservati-
ve und bewahrende Werte, die in 
ländlichen Regionen hochgehal-
ten werden. Diese Stammklien-
tel der SVP, die etwa 20 Prozent 
ausmacht, wird kaum wegen des 
Klimawandels anfangen, Grün zu 
wählen. Ziemlich sicher bleiben 
sie der SVP treu, egal, was die Par-
tei macht. Worauf es also tatsäch-
lich ankommt, ist eine zusätzliche 
Wählerschaft zu mobilisieren. 

Den Grünen spielt die Kli-
madebatte dafür natürlich in die 
Hände. Ich bin ABER skeptisch, 
ob die grüne Mobilisierung in je-
dem Kanton gelingen kann. Zwar 
ist das Thema sehr aktuell, aber 
wahrscheinlich vielerorts zu we-
nig mit kantonalen Anliegen ver-
knüpft. Zudem könnte es sein, 
dass sich viele Leute schon zu-
rücklehnen und denken, «es tut 
sich ja was»:  Die Jungen machen 
etwas, sogar die FDP macht et-
was, viele Kantone rufen den Kli-
manotstand aus. So sind unter-
schiedliche Szenarien denkbar: 
Gelingt die Mobilisierung nicht, 
gibt es wohl kaum Verschie-
bungen. Gelingt es den Grünen 
und der GLP, neue Wähler an die 
Urne zu bringen, wird dies wohl 
auf Kosten der Bürgerlichen ge-
hen. Denkbar ist aber auch, 
dass es die SVP wieder schafft, 
die Unzufriedenen an die Ur-
ne zu locken. Denn nach wie 
vor liest man in den Kommen-
tarspalten viele frustrierte Bei-
träge, zum Beispiel auch betref-
fend der Beziehungen mit der 
EU. DAS Wurmplakat ist in die-
sem Zusammenhang zu sehen: 
Damit mobilisiert die Partei die 
unzufriedenen Leute, heizt an 
und bringt sie an die Urne. Indem 
sich die jeweiligen Kandidaten 
dann vom Wurmplakat distan-
zieren, können sie sich inszenie-
ren und ihre inhaltlichen Mes-
sages überbringen. Der Trick ist 

uralt. Wenn er funktioniert, ist 
es wohl am ehesten die BDP, die 
sich um ihren Sitz fürchten muss.

Bei den letzten Wahlen konnte  
die SVP mit dem Fokus auf  
Migration und Ausländer Stimmen 
für sich gewinnen – Schwerpunkte, 
die zurzeit von den Medien nicht 
heiss gehandelt werden.  
Gehen ihr die Themen aus?
Es ist richtig, dass die zusätzliche 
Mobilisierung der SVP vor vier 
Jahren wohl auch aufgrund der 
Themenkonjunktur gelungen ist. 
Klar werden diese Sujets zurzeit 
von den Medien nicht stark be-
wirtschaftet; die Zahlen im Asyl-
wesen sind rückgängig, die Situa-
tion nicht bedrohlich. Aber jenen 
Leuten, die Angst davor haben, ist 
das egal. Denn konservativ heisst 
auch, Angst vor dem Fremden zu 
haben und seine Sachen selber re-
geln zu wollen. Migration und EU 
sind darum für eine konservati-
ve Partei per se wichtige Schwer-
punkte:  Die SVP wird wohl noch 
lange mit dem Thema «wir gegen 
alle anderen» antreten können. 

Adrian Amstutz ist der  
bestgewählte Nationalrat  
im Kanton Bern. Mit ihm  
verliert die SVP  ein Zugpferd:  
Was bedeutet dies für eine Partei? 
Adrian Amstutz war ein Aushän-
geschild – Parteien haben im-
mer Schwierigkeiten, wenn Po-
litgrössen zurücktreten. Wäh-
ler im Berner Oberland legen die 
SVP-Liste allerdings mehr oder 
weniger unverändert ein. Das  
heisst, es sind weniger Personen 
und mehr die Partei selber, die 
Stimmen erhält. Entscheidend 
wird dann der Listenplatz sein. Tra-
ditionell nehmen bereits amtieren-
de Nationalräte die obersten Li-
stenplätze ein; wer darauf folgt und 
einigermassen bekannt ist, hat gu-
te Chancen, Amstutz zu ersetzen. 

Würde sich ein Linksgrüner  
Sitzgewinn im Parlament  
in der nächsten Legislatur  
merklich abzeichnen?
Wir haben sieben Parteien im 
Parlament, die etwas zu sagen ha-
ben. In der Regel sind dabei die 

vier Traditionellen, also SVP, SP, 
FDP und Grüne, entscheidend. 
Wenn man die vergangenen Be-
schlussfassungen im Parlament 
anschaut, haben bei 80 Prozent 
der Entscheidungen mindestens 
drei dieser grossen Parteien einen 
Konsens gefunden. Die Leute, die 
nach dem sogenannten Rechts-
rutsch bei den Wahlen 2015 mein-
ten, dass die SVP und FDP einfach 
durchregieren, haben die Politik 
falsch verstanden. Den die bei-
den Parteien haben vielleicht hin-
sichtlich Finanzpolitik ähnliche 
Positionen. Bei Öffnung und So-
zialpolitik haben sie aber das Heu 
nicht auf der gleichen Bühne. Da 
bilden sich andere Koalitionen – 
zum Glück. Nehmen wir an, es ge-
be diese Zunahme von Linksgrün. 
Dann hätten es vielleicht sozi-
ale und Umweltthemen in diesen 
80 Prozent etwas einfacher, aber 
es wird nach wie vor ganz unter-
schiedliche Koalitionen geben. 
Veränderungen stellen sich ein, 
sie wären aber lediglich sehr fein 
und würden – wie schon vor vier 
Jahren – sicher nicht die Drama-
tik erreichen, wie sie von vielen 
Parteien und Medien herbeige-
schrieben wird. 

Nun hat auch die FDP das Thema 
Klima aufgenommen. Damit  
befürworten drei der vier grossen 
Parteien unter anderem Umwelt­
abgaben. Wird sich dies in der 
nächsten Legislatur abzeichnen?
Dass man in der Klimadiskussion 
einen Wandel in Parteien und Ge-
sellschaft feststellt, wird sich po-
litisch auswirken. Wenn die Kli-
mapolitik in die Konsens-Mehr-
heit rutscht, ist das dem Erfolg 
der Grünen und vor allem aber 
dem gesellschaftlichen Wan-
del geschuldet. Das Beispiel der 
FDP zeigt sehr schön auf, dass 
die Parteien ein feines Sensori-
um für den Wandel in der Gesell-
schaft haben. Natürlich ist es für 
die FDP auch Wahlwerbung: Sie 
zeigt, dass sie sich ändern und et-
was lernen kann. Doch diese An-
passungen gehören zum Spiel ei-
ner repräsentativen Demokratie. 
Zum Glück ist das so – denn wenn 
die Leute das Gefühl haben, man 
kümmere sich nicht um sie, gehen 
sie entweder und nehmen den 
Wandel nicht wahr, gehen sie ent-
weder auf die Strasse oder wäh-
len eine Protestpartei, wie etwa 
in Frankreich, Italien oder jüngst 
in Deutschland. Dass dies bei uns 
nicht passiert, kann auch als Zei-
chen dafür gelesen werden, dass 
die repräsentative Demokratie in 
der Schweiz gut funktioniert und 
sich gesellschaftliche Verände-
rungen zwar langsam aber immer 
auch im Parlament widerspiegeln.
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